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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 5/08 B 
 
L 1 R 1188/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 10 R 2610/05 (SG Berlin) 
 
 
 
 
…………………………………………………………….., 
 
 

Kläger, Antragsteller und 
Beschwerdeführer, 

 
Prozessbevollmächtigter:  ......................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. April 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Bran-

denburg vom 23. November 2007 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und 

Rechtsanwalt B.   , B.      , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vor-

bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.11.2007 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg einen Anspruch des 

Klägers auf Feststellung der von ihm in der DDR zurückgelegten Zeiten vom 1.10.1973 bis 

30.6.1990 als solche der Zugehörigkeit zur Altersversorgung der technischen Intelligenz 

(AVItech) sowie der dabei erzielten Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt Beschwerde eingelegt und zu deren Durchführung die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

unter Beiordnung von Rechtsanwalt B.   , B.      , beantragt. Er beruft sich ausschließlich auf die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechts-

anwalt Buß ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende Aus-

sicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG> iVm § 114 der Zivilpro-

zessordnung <ZPO>). Denn die Nichtzulassungsbeschwerde erfüllt noch nicht einmal die inso-

weit geltenden formellen Voraussetzungen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 12.3.2008 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan oder bezeichnet wor-

den ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die vom Kläger geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, 

wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechts-

einheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und 

fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Be-

rücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung die-

ser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich 

ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Der Kläger hat bereits keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung bezeichnet. Er wendet 

sich vielmehr ausdrücklich gegen die - vorgeblich - "rechtsfehlerhafte" Entscheidung des Beru-

fungsgerichts. Die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der vorinstanzlichen Entscheidung 

eröffnet indes den Revisionsrechtszug nicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 
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Sind hiernach die Voraussetzungen für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe nicht erfüllt, hat 

der Kläger auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 SGG iVm 

§ 121 ZPO). 

 

Die Verwerfung der nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde erfolgt 

gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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